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Freie Exekutivgewerkschaft 

Das die GÖD nicht gerade auf 
der Seite der „kleinen Beam-
ten“ steht hat sie schon mehr-
mals bewiesen - zuletzt im Vor-
rückungswirrwarr, wo sie mit der 
Regierung gemeinsam bereits 
die Reparatur der Reparatur des 
Gesetzes, im Parlament, durch-
winken lässt. Fakt ist hier, dass 
beinahe jeder Polizist, der nach 
März 2015 ausgemustert ist, an 
Anrechnungszeiten VERLIERT - 
also einen Einkommensverlust 
bis zum Tod hinnehmen muss, 
ohne dass „seine Gewerkschaft“ 
auch nur einen Funken Wider-
stand leistete!  

Jetzt zu den prozentuellen Ge-
haltsabschlüssen - seit  12 Jah-
ren geht die Gehaltsschere 
dadurch immer weiter auseinan-
der! Bevorzugt immer hohe Be-
amtengehälter - während die 
„kleinen Beamten“ mit Almosen 
abgespeist werden und dann 

In dieser  
Ausgabe: 
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*) Gehaltsschere geht wei-
ter auseinander! 
Einige Beispiele! 
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*) Aktuelle Artikel der 
AUF Polizei Facebook  
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*) Pressedienst des AUF  
Bundesvorsitzenden 

Ab 01.01.2017 - 1,3% 
Neuerlicher prozentueller  

Gehaltsabschluss bevorzugt  
wieder einmal hohe  
Beamtengehälter! 

auch noch NULLLOHNRUN-
DEN mitzutragen haben. Sie 
sind aber jene, welche die 
GÖD mit ihren Beiträgen am 
meisten füttern - 1% vom 
Bruttogehalt, aber nur bis zu 
knapp 25.– Euro - also zah-
len auch A 1/9 mit einem Fix-
gehalt von 9,733,20 Brutto 
nur maximal 25 Euro! 

Auf der nächsten Seite findet 
ihr ein paar Beispiele, warum 
prozentuelle Abschlüsse für 
„kleine Beamte“ ein Nachteil 
sind - die Gehälter müssten 
zumindest jedes zweite Jahr 
um einen Fixbetrag (NICHT 
Einmalzahlung!) erhöht wer-
den - für jeden Beamten 
gleich! Dann würde die Ge-
haltsschere nicht so weit 
auseinandergehen!  

Wir werden nicht müde, 
diese Ungerechtigkeit  

aufzuzeigen! 

Einsatzbetreuung 

Im November: 

7 Ausfahrten  

der AUF/FEG 

Alle Einsätze findet ihr in  

Die AUF/FEG Dienst-
kalender/Miniplaner 
wurden/werden verteilt 

- wer keinen hat wen-

det sich an seinen AUF 

PV oder sendet ein Mail 

an  

albert.schmiedt@auf.at 

Facebook 

AUF Polizei 



Die GÖD ist die falsche  
Gewerkschaft für die Exekutive! 

Der Vergleich  
2006 - 2017 

Vergleichen wir die höchsten Beamtengehälter im A 

Dienst - A1/7 bis A1/9 (Fixgehälter): 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dazu nehmen wir die höchste  
Gehaltsstufe (ohne DAZ) 19: 

2013 - 0,0 % - Nulllohnrunde 

Lohnsteigerung (brutto) 

A1/7 = 1479,2 bzw. 1565.– Euro 

A1/8 = 1581,4 bzw. 1668,2 Euro 

A1/9 = 1668,2 bzw. 1788,7 Euro 

Lohnsteigerung (brutto) + Funktionszulage 

E1/19 = 702,7 Euro + E1/6-4 = 234.- 

E2a/19 = 546,8 Euro + E2a/5-4 = 121,3 

E2b/19 = 518,7 Euro + 0.- (E2b Zulage wurde 

seit bestehen nicht erhöht! 

2006 

2006 

2017 

2017 

Die E2b Gehaltsstufe 3 stieg in 

12 Jahren lediglich um 

307,9 Euro Brutto 

zuzüglich Zulagen ca. 60.- (diese 

wurde aber für alle Bezieher im E 

Bereich gleich erhöht) 

Noch schlimmer trifft es VB im un-

teren Einkommensbereich! 

Der Gehaltsunterschied zwi-

schen einem A1/9-2 und einem 

E2b/19 ohne Zulagen betrug also 

2006 - 6.406,8 Euro 
2016 bereits 7.676,8 Euro 
Die Gehaltsschere ging um 
1270.- Euro auseinander! 

 

Dies lässt sich auf alle höheren 
Gehälter anwenden - man sieht 
deutlich, wo prozentuelle Ge-
haltssteigerungen hinführen! 



Folge uns auf Facebook 

 

 

 



 

Pressedienst 

Originaltextaussendung des AUF  

Bundesvorsitzenden  

 Werner HERBERT 
Bundesrat 

Mitglied des Fachausschusses Wien 

„Mit medialer Unterstützung wurde die Polizei für politische Agi-
tationen missbraucht“ 
 

„Die aktuelle mediale Berichterstattung um ein angeblich polizeifeindliches 
Facebook-Posting einer freiheitlichen Gemeinderätin zeigt einmal mehr, 
wie bedenklich es um die mediale Berichterstattung tatsächlich bestellt ist“, 
stellte heute der freiheitliche Bundesrat und AUF-Bundesvorsitzende Wer-
ner Herbert fest. 
 
„Obwohl kurz nach der Veröffentlichung des vermeintlich inkriminieren-
den Postings klargestellt wurde, dass damit NICHT die Exekutive, sondern 
die politischen Verantwortungsträger, die für die immer ausufernden Ver-
kehrskontrollen verantwortlich zeichnen, gemeint waren, wurden aber wi-
der besseren Wissens von den Medien diese Aussage völlig falsch darge-
stellt. Abgesehen davon, ist die betreffende FPÖ-Gemeinderätin selbst Mut-
ter einer aktiven Polizistin, was die medial vorgebrachten Anschuldigungen 
noch ein wenig skurriler erscheinen lassen“, sagte Herbert. 
 
„Es ist daher anzunehmen, dass mit dieser medialen Vorverurteilung einer 
freiheitlichen Gemeinderätin offenbar versucht wurde, im Finale des aktu-
ellen Bundespräsidentenwahlkampfes bei der Exekutive noch schnell nega-
tive Emotionen gegen die FPÖ zu wecken. Damit wurde einmal mehr mit 
medialer Unterstützung die Polizei für politische Agitationen missbraucht, 
was schärfstens abzulehnen ist. Unsere Polizistinnen und Polizisten leisten 
eine harte und oft unbedankte Tätigkeit für die Allgemeinheit und haben 
sich daher derartige politische Schmutzkübelkampagnen wahrlich nicht 
verdient“, so Herbert. 

AUF Herbert: Polizei hat sich  
politische Schmutzkübelkampagnen 

wahrlich nicht verdient! 

Pressedienst vom 01.12.2016  


